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Begründung: 
 
1. Einwendung gegen die beabsichtigte Höhe der Kreisumlage 
 
Die Erhebung der Kreisumlage findet ihre Rechtsgrundlage in § 65 Abs. 1 LKrO 
i. V. m. § 25 des GFG 2002. Nach § 65 Abs. 1 LKrO ist der Landkreis berechtigt und 
verpflichtet, eine Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben, wenn die 
sonstigen Einnahmen den für die Aufgabenerfüllung notwendigen Finanzbedarf nicht 
decken. 
 
Im Entwurf des Haushaltes 2002 wurde eine Kreisumlage von absolut 26.083.300 € 
eingestellt. Der Prozentsatz der Kreisumlage liegt wie 2001 bei 42,95 %. Dieser Kreis-
umlage wurden Umlagegrundlagen in Höhe von 93.646.406 € (Regierungsentwurf des 
GFG 2002/2003) zugrunde gelegt. Gegenüber 2001 sind somit die Umlagegrundlagen 
um 2.665.052 € gestiegen und somit auch der absolute Betrag der Kreisumlage durch 
einen Mitnahmeeffekt in Höhe von 1,2 Mio. €. Gegenüber dem Haushaltssicherungs-
konzept fällt dieser Mitnahmeeffekt aber wesentlich geringer aus und liegt bei 453.572 
€.  
 
Zwar ist es 2002 erstmals wieder möglich, der allgemeinen Rücklage Mittel in Höhe 
von 1,2 Mio. € zuzuführen, aber diese Mittel werden benötigt, um den derzeitigen 
Fehlbedarf in Höhe von 16.685.300 € zu reduzieren. Im Haushaltssicherungskonzept 
ist vorgesehen, 2005 den Haushaltsausgleich wieder zu erreichen. 
 
Dieses Ziel verfolgt auch das Land Brandenburg mit dem Regierungsentwurf zum 
GFG 2002/2003, in dem die Investitionspauschale reduziert werden soll zugunsten der 
Schlüsselzuweisung. 
 
Eine Verringerung der Kreisumlage 2002 hätte für den Haushalt des Landkreises zur 
Folge, daß ein Haushaltsausgleich bis 2005 gefährdet wäre. 
 
2. Einwendung gegen die beabsichtigte Entwicklung der Kreisumlage gemäß 

Finanzplan 2001 bis 2005 
 
Entsprechend dem Grundgedanken des Gesetzgebers ist die Kreisumlage noch vor 
der Schlüsselzuweisung die wichtigste Einnahme der Landkreise. Die Kreisumlage der 
Jahre 2001 bis 2005 orientiert sich, wie auch die wichtigsten weiteren Einnahmen und 
Ausgaben, an den Orientierungsdaten des Landes Brandenburg.  
 
Die im Finanzplan eingestellten Beträge werden benötigt, um den Haushaltsausgleich 
innerhalb des Finanzplanungszeitraumes zu erreichen und die stetige Aufgabenerfül-
lung abzusichern. 
 
3. Einwendung gegen die beabsichtigte Bereitstellung der Mittel gemäß § 17 und 

§ 21 GFG Bbg. 2000 
 
Die Stadt wendet hier ein, daß der Landkreis nicht mehr als den gesetzlich vorge-
schriebenen Teil der Investitionspauschale nach den o.g. Paragraphen an die Ge-
meinden verteilt. 
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In den §§ 17 und 21 GFG ist geregelt, wie hoch der Anteil sein soll, den der Land-
kreis von seiner Investitionspauschale den Gemeinden zur Verfügung zu stellen hat. 
Die Stadt Angermünde hat im Durchschnitt der vergangenen Jahre einen weitaus hö-
heren Anteil pro Kopf erhalten als andere Gemeinden des Landkreises. Da aber auch 
der Landkreis u. a. gerade durch die Schulübernahme von Gemeinden eine Vielzahl 
wichtiger Investitionen zu tätigen hat und die Investitionspauschale die wichtigste Ein-
nahme im Vermögenshaushalt ist, kann eine höhere Zuweisung an die Gemeinden 
nicht erfolgen. Durch die vom Land vorgenommene Reduzierung der Investitionspau-
schale ist es dem Landkreis jetzt schon nicht mehr möglich, alle vorgesehenen Investi-
tionen durchzuführen. Eine weitere Reduzierung hätte zur Folge, daß der Investitions-
stau, insbesondere im Bereich der Schulen und der Kreisstraßen, weiter anwachsen 
würde. Durch die defizitäre Haushaltssituation ist ein Ausgleich über Kreditmittel nicht 
möglich. 
 
Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Stadt Angermünde außerhalb der Zuwei-
sungen des Landkreises direkt investive Mittel vom Land nach § 17 GFG erhält.  
 
4. Einwendung gegen die Nichtveranschlagung von Soll-Fehlbeträgen 
 
Wie die Stadt Angermünde richtig ausführt, sind Fehlbeträge unter der Haushaltsstelle 
9200.8920 zu veranschlagen. 
 
Der Haushalt 2001 weist derzeit aber keinen Fehlbetrag aus, sondern einen Fehlbe-
darf. Der Fehlbetrag wird erst mit der Feststellung des Ergebnisses im Rahmen der 
Haushaltsrechnung ermittelt. Erst dann ist es möglich, auch einen Fehlbetrag in den 
Haushalt einzustellen. 
 
Gemäß § 22 sollen Fehlbeträge unverzüglich gedeckt werden. Der Fehlbetrag ist spä-
testens im zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr zu veranschlagen. 
 
In der Vergangenheit hat der Landkreis den entstandenen Fehlbetrag bereits immer im 
Nachtragshaushalt veranschlagt.  
 
Der Vorwurf, daß der Landkreis durch seine Vorgehensweise gegen den Haushalts-
grundsatz der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit verstößt, muß entschieden 
zurückgewiesen werden. Im Finanzplan 2001 bis 2005 ist der zu erwartende Fehlbe-
trag im Finanzplanungsjahr 2003 eingestellt. Der Haushaltsausgleich 2002 bezieht 
sich nur auf das Planungsjahr. 
 
Die Stadt Angermünde führt aus, daß man den Fehlbetrag auf der Grundlage des § 6 
Abs. 1 GemHVO jederzeit ermitteln könnte. Wie bereits oben eindeutig dargestellt, ist 
eine Ermittlung des Fehlbetrages nur im Rahmen des Jahresabschlusses möglich, 
und auch nur diese Fehlbeträge sind im Haushalt zu veranschlagen (VV zu § 22 
GemHVO Bbg.) 
 
5. Einwendung gegen das formelle Verfahren 
 
Die Stadt Angermünde wendet ein, daß der Zeitraum zwischen Ende der Einwen-
dungsfrist und Beschluß Haushalt zu kurz bemessen ist. 
 
Von seiten der Kreisverwaltung war nicht vorgesehen, den Haushalt am 05.12.01 be-
schließen zu lassen, sondern dieser Kreistag sollte den Haushalt 2002, wie auch in 
den vergangenen Jahren, in 1. Lesung beraten. Bereits auf der Sitzung des Haus-
halts- und Finanzausschusses am 14.11.2001 wurde empfohlen, die Einbringung in 
den Kreistag am 05.12. als 1. Lesung zu betrachten. 








